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    A. Einführung


     


    Existieren keine unionsrechtlichen Verwaltungsverfahrensregelungen, so ist es im Rahmen des indirekten Vollzugs „Sache der innerstaatlichen Rechtsordnung der einzelnen Mitgliedsstaaten, wobei diese Verfahren nicht weniger günstig gestaltet sein dürfen als bei entsprechenden Klagen, die nur innerstaatliches Recht betreffen (Äquivalenzgrundsatz), und die Ausübung der durch die Gemeinschaftsordnung verliehenen Rechte nicht praktisch unmöglich machen oder übermäßig erschweren dürfen (Effektivitätsgrundsatz)“.[1] Die Europäisierung der nationalen Verwaltungsverfahren baut auf diesen beiden Grundsätzen, dem Äquivalenzgrundsatz und dem sich aus der Loyalitätspflicht der Mitgliedsstaaten gemäß Art.4 III EUV ergebenden[2] Effektivitätsgrundsatz, auf. Einerseits verlangt der Äquivalenzgrundsatz bei Nichtvorliegen eines unionsrechtskonformen Grundes[3] die einheitliche Behandlung von Verwaltungsverfahren mit europarechtlichem Bezug und rein nationalen Verwaltungsverfahren, andererseits führt der Effektivitätsgrundsatz oft gerade in Fällen mit europarechtlichem Einschlag zur europarechtskonformen Auslegung und beeinflusst mithin nationale Vorschriften zugunsten einer „wirksamen Durchsetzung des Gemeinschaftsinteresses“.[4]


     


    Die vorliegende Arbeit beschäftigt sich mit der Anwendung der §§ 48, 49, 49a und 51 VwVfG im Spiegel des Unionsrechts. Zunächst wird im Allgemeinen dargestellt, inwiefern das Unionsrecht auf nationale Verwaltungsverfahren einwirkt und worin dies begründet ist (I). Anschließend wird auf die unionalen Auswirkungen gerade auf §§ 48, 49, 49a und 51 VwVfG eingegangen (II).


     


    Im Rahmen der Rücknahme von begünstigenden Verwaltungsakten spielt die Unionsrechtswidrigkeit von Beihilfen eine besondere Rolle. Es ist streng zu differenzieren, ob die Beihilfen aus Unionsmitteln gewährt werden oder aber aus mitgliedsstaatlichen Mitteln. Werden sie aus mitgliedsstaatlichen Mitteln gewährt, so sind Art.107 ff. AEUV zu beachten, wobei ein Verstoß gegen Art.107 AEUV die materielle Unionsrechtswidrigkeit und ein Verstoß gegen Art.108 III AEUV die formelle Unionsrechtswidrigkeit begründet.[5] Die Frage, inwiefern eine Überprüfungspflicht oder sogar eine Aufhebungspflicht der nationalen Behörde besteht, spielt bei der Erörterung der Rücknahme belastender Verwaltungsakte eine besondere Rolle.


     


    Unionsrechtliche Einflüsse auf den Widerruf von Verwaltungsakten hat es in der Vergangenheit kaum gegeben; hier ist zu erörtern, inwiefern insbesondere das „Papenburg“-Urteil[6] des Europäischen Gerichtshofs einen Meilenstein in Bezug auf die Europäisierung des § 49 VwVfG darstellt.


     


    Insbesondere die Frage, ob und inwiefern der Entreicherungseinwand bei Vorliegen der Voraussetzungen des § 49a I 1 VwVfG dem Erstattungsanspruch entgegengehalten werden kann, wurde stark vom Unionsrecht geprägt.


     


    Letztlich ist das Unionsrecht auch im Rahmen des Wideraufgreifens des Verfahrens nach § 51 VwVfG von besonderer Bedeutung.


     


    Ziel dieser Arbeit ist es, die gesamten Einflüsse des Unionsrechts auf §§ 48, 49, 49a und 51 VwVfG darzustellen: Die Einflüsse des Effektivitäts- und Äquivalenzgrundsatzes sowie die damit verbundene Frage, inwiefern die Normen unionsrechtskonform auszulegen sind oder sogar wegen des Anwendungsvorrangs[7] des Unionsrechts gänzlich außer Acht bleiben. Schließlich soll eine Einschätzung und ein Ausblick gegeben werden, ob die unionsrechtlichen Einflüsse eher zurückgehen oder ob sie dazu tendieren, die nationalen Vorschriften immer mehr zu beschneiden. Dabei spielt die Rechtsprechung des europäischen Gerichtshofs eine wichtige Rolle: Ihm obliegt es, das Unionsrecht verbindlich auszulegen.[8]


     

  


  
    B. Einflüsse des Unionsrechts auf die Anwendung von §§ 48, 49, 49a und 51 VwVfG


    I. Europäisierung der nationalen Verwaltungsverfahren


     


    Zunächst muss erörtert werden, inwiefern sich das Unionsrecht auf das deutsche Verwaltungsverfahren auswirken kann. Die Vollziehung des Unionsrechts erfolgt entweder im Rahmen des direkten Vollzugs durch Unionsorgane oder aber im Wege des indirekten Vollzugs durch die nationalen Behörden.[9] Die Frage, ob indirekter oder direkter Vollzug vorliegt, wirkt sich auf die unionsrechtlichen Einflüsse auf das jeweilige Verwaltungsverfahren aus, so auch auf die Anwendung von §§ 48, 49, 49a und 51 VwVfG.


     


    Direkter Vollzug kann aufgrund des Prinzips der begrenzten Einzelermächtigung gemäß Art.5 II EUV nur erfolgen, soweit behördliche unionale Stellen zulässigerweise mit dem Vollzug des Unionsrechts betraut wurden,[10] woraus der Grundsatz der Verfahrensautonomie der Mitgliedsstaaten folgt.[11] Liegt direkter Vollzug vor, so sind verfahrensrechtliche Regelungen der Union[12] anzuwenden sowie die von dem Gerichtshof gebildeten allgemeine Grundsätze des Verfahrensrechts.[13] So wird auch die Aufhebung von Verwaltungsakten, welche durch die Unionsorgane im Rahmen des direkten Vollzugs erlassen wurden, auf Rechtsvergleichung durch den Europäischen Gerichtshof sowie auf die von ihm entwickelten allgemeinen Rechtsgrundsätze gestützt.[14] Diese Konstellation der Aufhebung von durch Unionsorgane erlassenen Verwaltungsakten lässt das deutsche Verwaltungsverfahrensrecht unberührt, da ausschließend das Recht der Union maßgeblich ist, und kann vorliegend außer Acht bleiben.


     


    Handelt es sich um indirekten Vollzug, so nimmt die nationale Verwaltung eine Doppelrolle an: Sie gehört zwar der nationalen Exekutive an, agiert jedoch funktional als Teil der Unionsverwaltung.[15] In dem Fall findet das nationale Verfahrensrecht Anwendung, soweit das Unionsrecht keine gemeinsamen primärrechtlichen Vorschriften einschließlich allgemeiner Rechtsgrundsätze enthält,[16] wobei jedoch dem Äquivalenz- und dem Effektivitätsgebot genügt werden muss. Aus diesen Gründen stellt der indirekte Vollzug von Unionsrecht den Ausgangspunkt für die Europäisierung nationaler Verwaltungsverfahren – einschließlich §§ 48, 49, 49a und 51 im deutschen Recht – dar.


     


    II. Auswirkungen der Europäisierung auf §§ 48, 49, 49a und 51 VwVfG


     


    1. Rücknahme von Verwaltungsakten, § 48 VwVfG


    Rechtswidrigkeit


     


    Voraussetzung der Rücknahme von Verwaltungsakten ist deren Rechtswidrigkeit. Die Rechtswidrigkeit eines Verwaltungsaktes kann insbesondere auch durch den Verstoß gegen eine unmittelbar anwendbare Vorschrift des primären oder sekundären Unionsrechts hervorgerufen werden.[17]


     


    Hinsichtlich einer Überprüfung der Unionsrechtswidrigkeit eines Verwaltungsaktes ist die Auslegung des Gerichtshofs maßgeblich; dieser entscheidet gemäß Art.
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